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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 20/13 B 
 
L 17 U 407/11 (Bayerisches LSG) 
S 13 U 84/11 (SG Würzburg) 
 
 
 
…………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………,  
  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. März 2013 durch den 

Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden sowie die Richterin 

H ü t t m a n n - S t o l l    und den Richter   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 8. November 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des LSG ist unzulässig. Die Klägerin hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 2 SGG einen 

Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder 

Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch bezeichnet. 

 

Die Klägerin legt für den von ihr geltend gemachten Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) in ihrer Beschwerdebegründung nicht 

dar, auf die Auslegung und Anwendung welcher Norm des Bundesrechts sich eine Rechtsfrage 

beziehen könnte, und führt nicht aus, dass die Klärungsbedürftig- und Klärungsfähigkeit einer 

solchen Frage bestehen könnte. Soweit die Klägerin konkludent als Verfahrensmangel (§ 160 

Abs 2 Nr 3 SGG) rügen will, das SG hätte nicht durch Prozessurteil entscheiden und das LSG 

die Klage nicht als unzulässig ansehen dürfen, sondern nach Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand in der Sache entscheiden müssen, zeigt sie einen Verfahrensmangel nicht hinreichend 

auf. Sie legt in der Beschwerdebegründung nicht dar, dass sämtliche Voraussetzungen des 

§ 67 Abs 1 und 2 SGG für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand vorgelegen haben 

könnten, dass nämlich ua ein Antrag auf Wiedereinsetzung binnen eines Monats nach Wegfall 

eines Hindernisses gestellt bzw innerhalb der Antragsfrist die versäumte Klageerhebung 

nachgeholt worden ist und die Tatsachen zur Begründung des Antrags glaubhaft gemacht 

worden sind. Die Beschwerde war daher ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter durch 

Beschluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG).  

 

Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab, da diese nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; vgl BVerfG 

Beschluss vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von §§ 183, 193 SGG. 
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